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Streit über Stahlschwemme
Bundesregierung lädt angesichts drohender US-Strafzölle auf chinesische und 
europäische Stahlimporte zum Krisengipfel . Von   Bernd Müller 

 Angesichts der enormen Über-
kapazitäten auf dem globalen 
Stahlmarkt und der Drohung 

der US-amerikanischen Regierung, 
Stahlimporte mit Strafzöllen zu be-
legen, lädt die Bundesregierung zu 
einem Stahlkrisengipfel ein. Die gro-
ßen stahlproduzierenden Länder wol-
len Ende November über die Krise 
der Branche beraten, erklärte das Bun-
deswirtschaftsministerium (BMWi) 
am Freitag. Die Konferenz war be-
reits beim Gipfel der 20 führenden 
Industrie- und Schwellenländer (G 20) 
in Hamburg im Juli ins Auge gefasst 
worden. 

 Die  Wirtschaftswoche  sprach in 
einem Vorabbericht am Freitag von 
einem »Welt-Stahlkrisengipfel« in 
Berlin. »Wir wollen gemeinsam dis-
kutieren, wie wir Überkapazitäten 
auf den Weltmärkten verhindern und 
fairen Wettbewerb garantieren«, sagte 
Matthias Machnig, Staatssekretär im 
BMWi dem Magazin. Das Ziel sei, 
»neue Strafzölle für unsere Unter-
nehmen zu verhindern«. Die US-Re-
gierung hatte ihre Pläne für weitere 
Zwangsmaßnahmen, auch gegen deut-
sche Unternehmen wie die Salzgitter 
AG und die Dillinger Hütte, wegen der 
Beratungen in dem globalen Forum 
erst einmal auf Eis gelegt. 

 Bis Januar 2018 will die US-Ad-
ministration einen Bericht vorlegen, 
der die angeblich »unfairen« Handels-
praktiken der Stahlhersteller aus Chi-
na und dem Rest der Welt belegen und 
konkrete Sanktionen definieren soll. 
Entsprechende Vorwürfe erhebt US-
Präsident Donald Trump seit langem. 
In dem Bericht sollen die Auswirkun-
gen von Stahlimporten auf die »natio-
nale Sicherheit«, Arbeitsplätze und die 
Industrie dokumentiert werden. 

 Während des G-20-Gipfels in Ham-
burg hatte EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker mit Gegenmaß-
nahmen gedroht, sollte Washington 
seinen Stahlmarkt zu Lasten europäi-
scher Unternehmen abschotten. Das 
BMWi bereitet sich seitdem auch auf 
einen Schlagabtausch vor – wenn auch 
vorerst nur mit Argumenten. Einem 
internen Vermerk des Ministeriums 
zufolge, aus dem das  Handelsblatt  An-
fang Juli zitierte, importieren die USA 
30,1 Millionen Tonnen Stahl. Der ent-
sprechende Anteil aus der BRD mache 
aber nur vier Prozent aus, und nur 

zwei Prozent der Lieferungen aus der 
EU würden an die Rüstungsbranche 
gehen. »Ein direkter Bezug zur natio-
nalen Sicherheit ist bei den US-Ein-
fuhren aus der EU nicht zu erkennen«, 
heißt es dort weiter. 

 Die Verantwortung für die weltwei-
ten Überkapazitäten wird vor allem 
China und seinem »Billigstahl« zu-
geschrieben. Die Volksrepublik ist 
der mit Abstand größte Produzent 
von Rohstahl mit 808,4 Millionen 
Tonnen im Jahr 2016. Damit stammte 
im vergangenen Jahr fast die Hälfte 
der globalen Rohstahlproduktion von 
1.629,6 Millionen Tonnen aus China. 

 Die Regierung in Beijing verweist 
hingegen darauf, dass die Stahlwerke 
des Landes höherwertigen Stahl pro-
duzieren und überflüssige Kapazitäten 
abbauen. 2016 seien große Erfolge im 
Kampf gegen die gewaltigen Überka-
pazitäten erreicht worden, teilte An-
fang des Jahres der chinesische Staats-
rat mit. In der Branche sei das Pro-
duktionspotenzial um 65 Millionen 
Tonnen verringert worden. Und auch 
Staatspräsident Xi Jinping versprach 
beim diesjährigen Weltwirtschafts-
forum in Davos, die Überkapazitäten 
weiter zu reduzieren. 

 Zweifel an den Zahlen äußerte 
Greenpeace: Aus einer Erhebung der 
Umweltschutzorganisation geht her-
vor, dass Beijing 2016 sogar 36,5 Mil-
lionen Tonnen mehr produzierte als 
im Jahr zuvor. Kritik gab es zudem – 
wenig überraschend – von der europäi-
schen Konkurrenz. Auch der deutsche 
Industriellenverband »Wirtschaftsver-
einigung Stahl« bezweifelte die Re-
duktionen. Mit 364 Millionen Tonnen 
Stahl lägen die Überkapazitäten fast 
auf Vorjahresniveau. Voraussichtlich 
werde sich bis 2020 kaum etwas da-
ran ändern, mutmaßte im Februar ein 
Sprecher von Arcelor-Mittal gegen-
über dem  Handelsblatt . Man rechne 
damit, dass Chinas »Stahlschwemme« 
noch mindestens drei Jahre anhalte. 

 Europäische Stahlproduzenten ste-
hen angesichts dieser Entwicklung 
unter Druck. Einerseits haben die 
Überkapazitäten zu einem Preisver-
fall auf dem Weltmarkt und tiefroten 
Zahlen in den Bilanzen vieler Konzer-
ne geführt. Hinzu kommt, dass Chi-
na seinen Überschuss nach Russland 
oder in asiatische Länder exportiert, 
die wiederum ihren Stahl nach Eu-
ropa schicken. Sollte der US-Markt 
im kommenden Jahr gegenüber Stahl 

aus China abgeschottet werden, wird 
dieser wohl auch in Europa landen. So 
verwundert es wenig, dass sich Wolf-
gang Eder, Vorstandschef des österrei-
chischen Stahlkonzerns Voestalpine, 
gegen Antidumpingmaßnahmen aus-
sprach und Salzgitter-Chef Heinz Jörg 
Fuhrmann bereits zur Besonnenheit 
mahnte. 

 Als Option, um die auch in Europa 
bestehenden Überkapazitäten abzu-
bauen, erscheinen Fusionen. So hat-
ten sich, nach knapp zwei Jahren Ver-
handlungszeit, Thyssen-Krupp und der 
indische Tata-Konzern im September 
darauf verständigt, ihre Stahltöchter in 
Europa zusammenzulegen. Das Joint 
Venture würde in Europa zum zweit-
größten Stahlkocher nach Weltmarkt-
führer Arcelor-Mittal. Der Preis für die 
Arbeiter ist jedoch hoch: In den kom-
menden Jahren sollen rund 4.000 Stel-
len in Produktion und Verwaltung ge-
strichen werden, 2.000 davon in der 
BRD. Die IG Metall fürchtet weiteren 
Stellenabbau zu einem späteren Zeit-
punkt sowie Standortschließungen und 
spricht sich gegen die geplante Ver-
legung des Firmensitzes in die Nieder-
lande aus, um die Montanmitbestim-
mung zu erhalten.     

Ideeller Gesamtkapitalist: Der Bundesregierung geht es mit ihrem Krisengipfel vor allem darum, die Interessen der 
deutschen Stahlkonzerne im globalen Konkurrenzkampf zu wahren (Stahlrollen in einem Werk der Salzgitter AG)
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   Einnahmerekord im 
Personennahverkehr 
     Wiesbaden.  Die Betreiberfirmen 
des öffentlichen Personennah-
verkehrs haben im Jahr 2016 
Rekordeinnahmen in Höhe von 
17,5 Milliarden Euro eingefahren. 
Nach vorläufigen Ergebnissen 
waren das 2,3 Prozent mehr als 
im Vorjahr, teilte das Statistische 
Bundesamt am Montag mit. 
Demnach gab es seit 2011 einen 
Anstieg der Einnahmen um 
1,5 Milliarden Euro. Der größte 
Teil entfiel dabei im vergangenen 
Jahr mit 15 Milliarden Euro auf 
die öffentlichen Verkehrsbetrie-
be. Die gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmen nahmen 0,63 Mil-
liarden Euro und die privaten 
1,87 Milliarden Euro ein.  (dpa/jW) 

            Vorwürfe gegen 
Schlecker abgeschwächt 
     Stuttgart.  Im Prozess gegen den 
Exdrogeriemarktchef Anton 
Schlecker hat die Staatsanwalt-
schaft ihre Vorwürfe abge-
schwächt. Man gehe inzwischen 
davon aus, dass Schlecker erst 
Ende 2010 klar gewesen sei, dass 
die Zahlungsunfähigkeit drohte, 
sagten die Ankläger am Montag 
vor dem Stuttgarter Landgericht. 
Zuvor waren sie davon ausgegan-
gen, dass er schon Ende 2009 
Kenntnis darüber hatte und trotz-
dem Firmenvermögen an seine 
Familie verschob. Der entspre-
chende Zeitpunkt ist ein Knack-
punkt in dem Prozess: Je später 
er angesetzt wird, desto besser 
für Schlecker und seine Kinder. 
Die Insolvenzanmeldung erfolg-
te erst im Januar 2012.  (dpa/jW) 

            Urabstimmung bei der 
Postbank 
     Berlin.  Ab dem heutigen Diens-
tag ruft die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (Verdi) im 
laufenden Tarifkonflikt bei der 
Postbank die Beschäftigten da-
zu auf, sich an einer Urabstim-
mung über einen unbefristeten 
Streik zu beteiligen. Das teilte 
die Gewerkschaft am Sonntag 
mit. Die Abstimmung soll zwei 
Wochen laufen. Verdi fordert 
für die rund 18.000 Mitarbeiter 
des Konzerns Gehaltserhöhun-
gen von fünf Prozent und eine 
Verlängerung des Kündigungs-
schutzes bis Ende 2022.  (jW)                                                          
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 www.jungewelt.de/jetztaberabo

Forstarbeiter aus dem Schwarzwald 

braucht starke Arme für Neuordnung 

im Blätterwald #jetztaberAbo

D
ie Stahlarbeiter im Ruhr-

gebiet sind sauer. Mehr als 

7.000 von ihnen sind am 

Freitag in Bochum aus Angst um 

ihre Arbeitsplätze auf die Straße ge-

gangen. Damit wollten sie gegen die 

geplante Fusion der Stahlsparte von 

Thyssen-Krupp mit dem in London 

ansässigen Konkurrenten Tata Steel 

Europe protestieren. Über 4.000 

Arbeitsplätze sind aufgrund der Fu-

sionspläne in Gefahr. Betroffen davon 

wären beide Unternehmen zu glei-

chen Teilen. Die Zukunftsängste der 

Stahlarbeiter sind groß. Das Ruhr-

gebiet ist bereits in weiten Teilen de-

industrialisiert, mittlerweile gilt es als 

eine der Hauptarmutsregionen in der 

Bundesrepublik. Die Demonstranten 

forderten auf Transparenten: »Kein 

ThyTata« oder »Kein Dieb-Stahl«.

Günter Back, Betriebsratschef von 

Thyssen-Krupp, rief seinen Kollegen 

auf der Kundgebung zu: »Nichts ist 

gut an dem Deal. Und deshalb müs-

sen wir ihn ablehnen.« Die IG Me-

tall, die zu den Protesten aufgerufen 

hatte, hatte auch Bundesarbeitsmi-

nisterin Andrea Nahles (SPD) und 

den nordrhein-westfälischen Arbeits-

minister Karl-Josef Laumann (CDU) 

eingeladen, dort zu sprechen. Die 

Rede Laumanns wurde jedoch von 

vielen Anwesenden mit Buhrufen und 

Pfiffen begleitet, da sich die Landes-

regierung unter Ministerpräsident 

Armin Laschet (CDU) nicht gegen 

die Fusionspläne gestellt hatte. »Wir 

haben mit der möglichen Fusion mit 

Tata die Chance, mit einem starken 

Partner in Europa zusammengehen 

zu können«, hatte Wirtschaftsminis-

ter Andreas Pinkwart (FDP) noch am 

Mittwoch im Düsseldorfer Landtag 

betont. Laumann hingegen wagte 

am Freitag die Flucht nach vorn und 

bezeichnete es als »Sauerei«, wenn 

die »Kapitalseite« die Gewerkschaft 

nicht ehrlich und transparent infor-

miere. Detlef Wetzel, ehemals Erster 

Vorsitzender der IG Metall und heu-

te stellvertretender Aufsichtsratschef 

von Thyssen-Krupp Steel, forderte: 

»Wir wollen Garantien für alle Be-

schäftigten und Standorte.«

Unterstützung erhielten die Stahl-

arbeiter auch vom Deutschen Gewerk-

schaftsbund (DGB). »Der Fusionsbe-

schluss zeigt, dass der Vorstand nicht 

beabsichtigt, Alternativen zu prüfen 

und Rücksicht auf die Interessen der 

Arbeitnehmer zu nehmen. Das ist kein 

gutes Zeichen«, kritisierte DGB-Chef 

Reiner Hoffmann in einer am Frei-

tag veröffentlichten Erklärung. Auch 

er forderte Thyssen-Krupp auf, »die 

Standorte in Deutschland zu erhalten 

und betriebsbedingte Kündigungen 

grundsätzlich auszuschließen«.

Christian Leye, Landessprecher der 

Linkspartei in NRW, erklärte gegen-

über jW: »Kaum wird der Arbeits-

platzabbau öffentlich, steigt der Kurs 

der Thyssen-Krupp-Aktie an den Bör-

sen rasant an. Wann, wenn nicht jetzt, 

ist also der richtige Zeitpunkt, endlich 

die Eigentumsfrage zu stellen?« frag-

te er und warb für die Gründung einer 

Industriestiftung, die mit Landes- und 

Bundesmitteln ausgestattet werden 

solle. Damit könne »die Unterneh-

mensentwicklung in die Hand der Be-

legschaft, der Gewerkschaft und der 

Öffentlichkeit gelegt werden«. 

Auch Marion Köster, Vorsitzende 

der DKP Ruhr-Westfalen, sprach sich 

in einer Erklärung für die Anwendung 

des Artikels 27 (1) der Landesverfas-

sung aus und forderte damit ebenfalls, 

die Stahlproduktion in Gemeineigen-

tum zu überführen. »Die alte For-

derung nach Vergesellschaftung der 

Stahlindustrie muss in den Gewerk-

schaften endlich wieder auf die Ta-

gesordnung gesetzt werden«, betonte 

die Kommunistin.

Wut kocht über

Pjöngjang weist Trumps Drohungen zurück

WWW.JUNGEWELT.DE

Russische Raketen  auf 

Islamisten in Syrien

Moskau. Die russische Marine hat 

erneut Stellungen von Islamisten in 

Syrien mit Marschflugkörpern ange-

griffen. Die Lenkraketen vom Typ 

»Kalibr« seien von einem U- Boot 

im Mittelmeer aus abgefeuert 

worden, teilte am Freitag das Ver-

teidigungsministerium in Moskau 

mit. Getroffen wurden den Angaben 

nach Kämpfer, Kommandostellen 

und gepanzerte Fahrzeuge in der 

von dem Dschihadistenbündnis 

Haiat Tahrir Al-Scham (darunter 

der Al-Qaida-Ableger Nusra-Front) 

kontrollierten nordsyrischen Pro-

vinz Idlib. Zugleich meldete die 

Nachichtenagentur  SANA am Frei-

tag unter Berufung auf das Moskau-

er Ministerium, dass seit Beginn 

der russischen Unterstützung für 

die syrische Regierung im Kampf 

gegen den Terrorismus 87,4 Prozent 

des vom »Islamischen Staat« kon-

trollierten Gebietes befreit worden 

seien. 
(dpa/jW)

Jobcenter geben Tips  

an Verfassungsschutz

Berlin. Jobcenter haben mehrfach den 

Verfassungsschutz informiert, wenn 

sie Erwerbslose des »Extremismus« 

verdächtigten. In den vergangenen 

zwei Jahren seien in elf Fällen solche 

Informationen an das zuständige 

Landesamt für Verfassungsschutz 

weitergegeben worden, geht aus 

einer Antwort des Bundessozial-

ministeriums auf eine Anfrage der 

Linken-Abgeordneten Ulla Jelpke 

hervor, die am Freitag der Deutschen 

Presseagentur in Berlin vorlag. Da-

bei lagen Verdachtsmomente in den 

Bereichen Islamismus (vier Fälle), 

Terror (ein Fall), Gefährdung (ein 

Fall) und »Reichsbürgerbewegung« 

(drei Fälle) vor, heißt es in der 

Antwort. Zu zwei weiteren Fällen 

habe man keine Erkenntnisse. Ein 

Jobcenter im Saarland habe seine 

Mitarbeiter informiert, wie sie mög-

liche Hinweise weiterleiten könnten. 

Jelpke kritisierte: »Mitarbeiter von 

Jobcentern dürfen nicht als verlän-

gerter Arm des Verfassungsschutzes 

missbraucht werden.« (dpa/jW)

Das Feuer brennt: Gewerkschafter der IG Metall protestierten am Freitag mit Bengalos in Bochum
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Der Fälscher
Wie Feuilletonist Joachim Fest die 

»Erinnerungen« Speers mitge-

schrieben hat. Von Otto Köhler

Das Hauptquartier

Im Neckar-Odenwald-Kreis entsteht 

ein Gefechtsstand zur Koordinie-

rung von NATO-Einsätzen

Der Tyrann
Mörderischer Antidrogenkrieg: Oppo-

sitionsbündnis protestiert gegen 

philippinischen Präsidenten

Die Bremse
Hohe Mieten und der grassierende 

Wohnungsmangel wurden doch 

noch zum Wahlkampfthema
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Tausende Stahlarbeiter demonstrieren in Bochum gegen drohenden 

Arbeitsplatzverlust durch Fusion von Thyssen-Krupp und Tata Steel. Von Markus Bernhardt

US-Präsident will Nordkorea »total zerstören«. Dieses kündigt möglichen Wasserstoffbombentest an

N
ach der Kriegshetze des US-

Präsidenten Donald Trump 

gegen die Demokratische 

Volksrepublik Korea (DVRK) hat 

Pjöngjang in Erwägung gezogen, 

eine Wasserstoffbombe über dem Pa-

zifik zu testen. Der Außenminister 

der DVRK, Ri Yong Ho, sagte laut 

südkoreanischer Nachrichtenagen-

tur Yonhap in New York, der nächste 

Atomtest Nordkoreas könne die bis-

her »stärkste Explosion einer Wasser-

stoffbombe« im Pazifischen Ozean 

sein. Er wisse aber nicht, wie der 

Befehl Pjöngjangs lauten wird, wurde 

Ri zitiert. Im Pazifik unterhalten die 

USA Militärstützpunkte, unter ande-

rem auf Guam.

Staatschef Kim Jong Un erklärte 

am Freitag bezogen auf Trump und 

dessen Drohungen in einer persönli-

chen Stellungnahme: »Ich werde den 

geisteskranken, dementen US-Greis 

gewiss und auf jeden Fall mit Feuer 

bändigen.« Trump hatte am Dienstag 

in der UN-Vollversammlung gedroht, 

die DVRK bei einem Angriff »total zu 

zerstören«. Kim erklärte, der US-Prä-

sident müsse seine Drohungen »teuer 

bezahlen«.

Russland rief die Beteiligten in dem 

Konflikt zur Zurückhaltung auf. »In 

Moskau herrscht große Sorge wegen 

der eskalierenden Spannungen auf der 

Koreanischen Halbinsel«, sagte Dmitri 

Peskow, Sprecher des Präsidialamts. 

Russland sei weiterhin überzeugt, dass 

es keine Alternative zu einer Verhand-

lungslösung gebe, sagte er der Nach-

richtenagentur Interfax zufolge. Der 

Sprecher der deutschen Bundesregie-

rung, Steffen Seibert, sprach in Berlin 

von einer »Eskalation der Rhetorik«. 

Er wies diese aber einseitig Pjöngjang 

zu. China rief die DVRK erneut dazu 

auf, das Atomprogramm aufzugeben. 

Außenminister Wang Yi sagte in New 

York: »Wir rufen Nordkorea dazu auf, 

nicht weiter in die eingeschlagene ge-

fährliche Richtung zu gehen.«

Nach den USA kündigte auch die 

Europäische Union am Donnerstag 

abend neue Sanktionen gegen Pjöng-

jang an. Dabei soll es um ein Verbot 

von Investitionen in der DVRK für 

sämtliche Wirtschaftszweige gehen, 

wie es aus EU-Diplomatenkreisen 

hieß. Die EU will die neuen Sanktio-

nen im Oktober verabschieden.

 
(dpa/jW)

wird herausgegeben von  
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  ACHT SEITEN EXTRA

Der Apparat
Gespräch mit Thomas Wüppesahl. Über 

Geldwäsche in Deutschland, Polizeirepres-

sion beim G-20-Gipfel und seinen Ruf als 

Nestbeschmutzer. Außerdem: Schwarzer 

Kanal zu Warlords und Wahlen. Reportage 

über finnougrische Sprachen und Kulturen 

in Russland
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»Der Apparat vergisst nicht«

Gespräch. Mit Thomas Wüppesahl  Über Geldwäsche in Deutschland, Polizeirepression 

beim G-20-Gipfel und seinen Ruf als Nestbeschmutzer
Die Polizeieinheiten 

wurden für den Einsatz 

bei den Protesten gegen 

den G-20-Gipfel im Juli 

in Hamburg regelrecht 

hochgerüstet

H
err Wüppesahl, Sie 

waren Kirminalbe-

amter, sind nun außer 

Dienst. Was hat Sie 

1971 bewogen, zur 

Polizei zu gehen?

Ich komme soziologisch betrachtet aus 

einer Familie der Mittelschicht. Ich war 

konservativ geprägt. Das Bild, das ich in 

den 1960er und 70er Jahren hatte, war 

das vom Polizeibeamten als Freund und 

Helfer. Und damals, im zarten Alter von 

16 Jahren, hatte ich vor, im Bereich der 

Wirtschaftskriminalität zu arbeiten. Mir 

war irgendwie diffus klar, dort spielt die 

Musik. Nicht nur bezüglich der Schadens- 

und Vermögenssummen, sondern auch in 

bezug auf Körperverletzungen, Tötungen 

und Suizide in diesem Bereich. Laut der 

aktuellen Lagebilder des Bundeskriminal-

amtes zählen rund 50 Prozent der Delik-

te der »organisierten Kriminalität«, OK, 

zum Wirtschaftsbereich. Und mittlerweile 

ist die Bundesrepublik Deutschland ein 

Schwerpunkt der OK in Sachen Geldwä-

sche. Unsere Bundesregierung lässt sich 

Gesetze von der Industrie, auch der Finanz-

industrie schreiben – nicht bloß bei den um 

die 30 Milliarden Euro Steuerverlust bei 

Cum-cum- und Cum-ex-Geschäften. Ich 

sehe mich bestätigt, was meine damaligen 

Gründe angeht.

Sind das auch die Motive, die für Be-

werberinnen und Bewerber bei der 

Polizei heutzutage von Bedeutung 

sind?

Nein, das hat sich verschoben. Mein dama-

liger Wunsch, im Bereich der Bekämpfung 

von Wirtschaftskriminalität tätig zu sein, 

war ja schon seinerzeit exotisch. Die meis-

ten Polizisten heutzutage haben nur das 

Bild vor Augen, dass ihnen in Krimiserien 

über den Beruf nahegebracht wird. Und be-

dauerlicherweise ist es ja auch so, dass die 

polizeiliche Praxis sich dem immer mehr 

annähert. Also diese Raubeinigkeit, die 

Missachtung von Normen und Regeln, neh-

men zu. Die Grundeinstellung der Beamten 

ist entsprechend dem heutigen Zeitgeist 

anders.
Die Polizei, wie sie heute aufgestellt 

ist, ist gegen »links« ausgerichtet. Das ha-

ben wir bei Demonstrationen, der Killer-

serie des NSU und auch bei zig anderen 

Ereignissen wie dem Versammlungsschutz 

von rechten und dem Behindern von lin-

ken Demonstrationen gesehen. Zum Beleg 

braucht es nicht einmal die Extrema. Also 

zu spät zu Tatorten zu fahren, wenn Rechte 

insbesondere gegen Linke Straftaten be-

gangen haben. Oder in solchen Fällen die 

Revierwachen abzuschließen oder wie zu-

fällig bei der Tatortarbeit zu schlampen 

bzw. im Laufe der weiteren Ermittlungen 

eine Verurteilung unmöglich zu machen. 

Das heißt, wenn in der binnenkulturellen 

Ausformung der Polizei keine Veränderung 
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